
tungsstellen durch die Instrukteure der Hauptabteilung 
Rechtsprechung, Revision und Statistik des Ministe­
riums der Justiz, die jede Woche mehrere Bezirke be­
suchten.

Die wichtigste Feststellung hinsichtlich der gegen­
wärtigen Rechtsprechung unserer Kreis- und Bezirks­
gerichte bei Verbrechen gegen das Volkseigentum be­
steht darin, daß die überspitzte Anwendung des VESchG 
überwunden ist und die Gerichte das Gesetz entspre­
chend der Richtlinie des Obersten Gerichts nur noch 
bei schweren Angriffen auf das gesellschaftliche Eigen­
tum anwenden.

So unterschied z. B. ein Kreisgericht richtig zwischen 
der Verantwortlichkeit eines Hauptkassierers und der 
einer Arbeiterin. Der Hauptkassierer hatte etwa 700 DM 
Gewerkschaftsgelder unterschlagen und für Trinkge­
lage ausgegeben. Er wurde nach § 1 VESchG zu 1 Jahr 
3 Monaten Zuchthaus verurteilt. Die Arbeiterin, die im 
Betrieb ehrenamtlich die Funktion eines Gruppenkas­
sierers ausübte und sich verleiten ließ, einen verhältnis­
mäßig kleinen Betrag für sich zu verbrauchen, wurde 
nach § 246 StGB zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt.

Ein anderes Kreisgericht verurteilte ein Mitglied 
einer landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
wegen Beiseiteschaffens einer volkseigenen Schreib­
maschine nach dem VESchG zu 1 Jahr 6 Monaten 
Zuchthaus. Die Anwendung des Volkseigentumsschutz­
gesetzes war in diesem Falle richtig, weil der Ange­
klagte sich als Feind unserer Ordnung entlarvte, der 
einem Großbauern zur Republikflucht verholten hatte 
und mit ihm noch laufend in Verbindung stand.

Ein Bezirksgericht verurteilte einen BGL-Vorsitzen­
den nach dem VESchG zu äVa Jahren Zuchthaus, weil 
er mehr als 1000 kg Garn entwendet hatte. Hier war 
der dem Volkseigentum zugefügte große Schaden und 
die Stellung des Angeklagten entscheidend für die An­
wendung des VESchG und die Bemessung der Strafe.

Die drohende Schmälerung des Vertrauens der Werk­
tätigen zu den' Funktionären der Gewerkschaft wurde 
auch richtig gewürdigt, als ein Bezirksgericht den BGL- 
Vorsitzenden eines volkseigenen Betriebes nach § 2 
Abs. 2 Buchst, b VESchG zu 3 Jahren 4 Monaten Zucht­
haus verurteilte, weil er durch mehrfache Begehung 
insgesamt 1400 DM Gewerkschaftsgelder unterschlagen 
und in Alkohol umgesetzt hatte.

Auch schon vor Erlaß der Richtlinie des Obersten 
Gerichts führte ein Kreisgericht im Urteil richtig aus, 
daß es sich bei der mehrmaligen Entnahme von Geld — 
insgesamt 150 DM — aus der Kasse einer Konsumge­
nossenschaft um einen fortgesetzten Diebstahl an ge­
nossenschaftlichem Eigentum handele, der jedoch nicht 
die Anwendung des VESchG erfordere, weil die Höhe 
des gestohlenen Betrages bei jeder einzelnen Handlung 
nicht so schwerwiegend sei.

In der Zwischenzeit hat sich die Richtlinie des Ober­
sten Gerichts auszuwirken begonnen, so daß die Ge­
richte nunmehr in aller Regel zu richtigen Entschei­
dungen kommen. Das beweist die überwiegende Zahl 
aller Urteile bei Verbrechen gegen das Volkseigentum.

III
Wir würden uns aber einer gefährlichen Selbst­

täuschung und einer nicht weniger gefährlichen Selbst­
zufriedenheit schuldig machen, wollten wir behaupten, 
es würden keine Fehler mehr begangen.

Obwohl die notwendige Klarheit für eine richtige 
Entscheidung bei allen Richtern vorhanden sein müßte, 
können wir heute noch nicht sagen, daß die Urteile diese 
Klarheit, Prinzipienfestigkeit und Parteilichkeit unserer 
Richter immer überzeugend zum Ausdruck bringen.

Im einzelnen treten folgende ernste Schwächen unse­
rer Gerichte in Erscheinung, die es zu überwinden gilt.

1. Noch immer erlassen Gerichte auch bei Verbrechen 
gegen das Volkseigentum Strafbefehle. Wenn auch 
ihre Zahl von Monat zu Monat zurückgegangen ist, so 
gibt es noch immer Gerichte, die den Anträgen der 
Staatsanwaltschaft auf Erlaß von Strafbefehlen folgen, 
ohne zu prüfen, ob überhaupt die Voraussetzungen für 
einen Strafbefehl vorliegen.

So erledigte z. B. ein Kreisgericht in Thüringen noch 
im November 1953 alle Strafverfahren wegen Ver­

brechen gegen das Volkseigentum durch Strafbefehle. 
Dabei wurde sogar noch schlecht differenziert und z. B. 
ein Arbeiter des volkseigenen Schlachthofes, der Därme 
entwendet hatte, mit 60 DM Geldstrafe, eine Rentnerin 
aber, die in einer Konsumverkaufsstelle 100 Gramm 
Wolle entwendet hatte, mit 4 Monaten Gefängnis be­
straft.

Wenn ein Bürger durch eine strafbare Handlung das 
Volkseigentum geschädigt hat, dann wird eine formale 
Aburteilung durch Strafbefehl der gesellschaftlichen Be­
deutung dieser Straftat nicht gerecht. Jedes Strafver­
fahren hat eine erzieherische Aufgabe: es soll zur 
Achtung vor dem sozialistischen Eigentum erziehen 
(§ 2 StPO); dies aber kann nur in der Hauptverhandlung 
geschehen, deren Durchführung daher bei Angriffen auf 
das Volkseigentum unerläßlich ist. Überdies besteht 
beim Strafbefehlsverfahren, wenn der Staatsanwalt 
seinen Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls ohne Prü­
fung der Voraussetzungen nach § 254 Abs. 2 StPO stellt, 
die dringende Gefahr der nicht genügenden Sachaufklä­
rung, der unzulänglichen Erforschung der Wahrheit und 
damit auch der unrichtigen Strafzumessung.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokra­
tischen Republik hat deshalb eine Weisung an die 
Staatsanwälte gegeben, bei Angriffen auf das Volks­
eigentum keine Strafbefehle zu beantragen, sondern in 
jedem Falle Anklage zu erheben.

2. Auffällig ist ferner die hohe Zahl der Geldstrafen. 
Jedes dritte Urteil bei Verbrechen gegen das Volks­
eigentum lautet nur auf Geldstrafe.

Eine Geldstrafe kann natürlich richtig sein, wenn die 
erzieherische Wirkung auf den Angeklagten damit er­
zielt wird. So war es z. B. richtig, wenn ein Kreis­
gericht einen Heizer, der sich nach und nach insgesamt 
etwa 3 Zentner Kohlen mit nach Hause nahm, weil er 
zu Hause eine kranke Frau mit einem Säugling in einer 
naßkalten Wohnung hatte, nur zu einer Geldstrafe ver­
urteilte.

Der Ernst eines Strafverfahrens und die bewußtseins­
bildende Kraft des Volkseigentumsschutzgesetzes wird 
aber gründlich unterschätzt, wenn z. B. eine Groß­
bäuerin, die eine der landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaft gehörende Kuh unterschlug,

wenn ein Gastwirt und alter Faschist, der einen 
jugendlichen Arbeiter überredete, für ihn von der LPG 
drei Zentner Saatkartoffeln zu stehlen,.

wenn ein Buchhalter, der Spenden für das Nationale 
Aufbauprogramm unterschlug,

wenn ein Angestellter, der Prämiengelder, die er 
Kollegen überbringen sollte, in Alkohol umsetzte usw. —

wenn solche Verbrecher nur zu Geldstrafen verur­
teilt werden, wie dies tatsächlich geschehen ist.

Wenn der Richter sich über das Wesen von Verbre­
chen und Strafe in unserer demokratischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung im klaren ist, dann wird er auch 
erkennen, daß es seine Aufgabe ist, diese Ordnung, den 
sozialistischen Aufbau und damit die Interessen des 
werktätigen Volkes wirksam vor Verbrechen zu 
schützen.

Jede Strafe soll, um als Besserungsmaßnahme voll 
wirksam zu sein, auch einen empfindlichen Eingriff in 
die Rechte und die Interessen des Rechtsbrechers mit 
sich bringen. In den vorgenannten Fällen ist diese Er­
kenntnis von den Richtern offensichtlich nicht genügend 
beachtet worden. Hier wäre eine weitaus größere er­
zieherische Wirkung von einer Freiheitsstrafe zu er­
warten, wobei ja in geeigneten Fällen eine spätere be­
dingte Strafaussetzung nach § 346 StPO möglich ist.

3. Als eine Verstärkung der erzieherischen Wirkung 
ist es in den meisten Fällen zu werten, wenn der An­
geklagte gleichzeitig zum Ersatz des entstandenen 
Schadens verurteilt wird. Jedoch haben die Geschädig­
ten nur in etwa 5%> der Verfahren einen Antrag nach 
§ 268 StPO gestellt. Bei den Kreisgerichten von vier 
Bezirken geschah dies im letzten Monat in keinem 
einzigen Fall.

Die Ursache für die geringe Zahl von Anträgen nach 
§ 268 StPO liegt nach unseren Feststellungen darin, daß 
den Geschädigten diese Möglichkeit noch zu wenig be­
kannt ist. Darum ist es notwendig, daß die geschädigten 
Rechtsträger von Volkseigentum bereits von den Unter-
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